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An das

Bundesministerium für soziale
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Konsumentenschutz

Organisationseinheit IV/1

Stubenring 1

1010 Wien

Fax: 715 82 54

Zu dem mit Schreiben vom 19. Jänner 2004 übersendeten Entwurf eines Behindertengleichstellungsgesetzes, GZ.: 44001/56-1/03, zur Vorbegutachtung nimmt der Österreichische Städtebund wie folgt Stellung:

I) Allgemeines

Selbstverständlich wird die Durchforstung der österreichischen Rechtsordnung hinsichtlich behindertenbenachteiligender Bestimmungen grundsätzlich begrüßt. Die vorliegenden Gesetzesänderungen sind jedoch derart weitreichend und umfangreich, sodass dazu zahlreiche kritische Anmerkungen nachdrücklich zu deponieren sind. 

Im vorliegenden Gesetzesentwurf werden keinerlei Aussagen zu den entstehenden Kosten getätigt, worauf auch hingewiesen wird. In Anbetracht des im Wesentlichen alle Lebensbereiche umfassenden Handlungsbedarfes ist für die Kommunen mit exorbitanten Kosten zu rechnen. Abgesehen von den baulichen Maßnahmen werden auch die Einrichtung einer Schlichtungsstelle und einer Behindertenanwaltschaft beträchtliche Kosten verursachen. Auch der in Aussicht gestellte Schadenersatz zum Ausgleich der vermeintlichen persönlichen Beeinträchtigung lässt einen besonderen Anreiz für „Interventionen“ wegen behaupteter Diskriminierungen befürchten. Zu bedenken ist auch, dass übertriebene Schutznormen für bestimmte Arbeitnehmergruppen auch kontraproduktive Auswirkungen haben können, da die Bereitschaft zur Beschäftigung solch geschützter Arbeitnehmergruppen sinken kann.

Eine kurzfristige Umsetzung vor allem im Hinblick auf eine umfassende Barrierefreiheit im öffentlichen Raum ist technisch kaum machbar und darüber hinaus in Anbetracht des ungeheuren finanziellen Aufwandes nicht zumutbar. Es sind daher unbedingt möglichst lange Übergangs- bzw. Anpassungsfristen vorzusehen.

Nach Ansicht des Österreichischen Städtebundes sind auch die Erläuternden Bemerkungen widersprüchlich zum Gesetzesentwurf. Die Verfassungsbestimmung des Artikel I hat das Ziel, in die Kompetenz der Länder einzugreifen („Die Gleichstellung von Menschen mit Behinderung soll aber unabhängig von einer kompetenzrechtlichen Zuordnung gleichermaßen für alle Lebensbereiche Zielsetzung sein“). Dem steht der Satz gegenüber: „Die Verfassungsbestimmung derogiert nicht bestehende Kompetenzbestimmungen beispielsweise in Bereichen wie Bauwesen oder Verkehr“. Die vorgesehenen gesetzlichen Regelungen greifen jedoch tief in diese Materie ein, welche auch in den Vollzugsbereich der Gemeinden fallen. Zusätzlich entscheidet die Schlichtungsstelle über Schadenersatzansprüche, die durch mittelbare Diskriminierung wie mangelhafte Absenkung von Gehsteigen entstehen.

Auch darf angemerkt werden, dass der vorliegende Entwurf über die Vorgaben des EU-Rechts hinausgeht und daher in der offiziellen Begutachtung zu prüfen sein wird, ob die entstehenden finanziellen Belastungen der Vereinbarung über einen Konsultationsmechanismus unterfallen.

II) Im Speziellen

Zu § 3:

Wünschenswert wäre, den weiteren Behinderungsbegriff, der sich an die ICF-Richtlinien der WHO anlehnt, zu verwenden. Es sollte der Begriff der Behinderung nicht nur an die Person, sondern an das Umfeld geknüpft werden.

Zu § 3 Abs. 5 (Variante):

Der Anwendungsbereich sollte auch auf juristische Personen ausgedehnt werden.

Zu § 4:

In dieser Bestimmung kommt neben dem Begriff „Barrierefreiheit“ auch der Begriff „ohne besondere Erschwernisse nutzbar“ zum Tragen. Da der Begriff „barrierefrei“ die Formulierung „ohne besondere Erschwernisse nutzbar“ grundsätzlich einschließt, stellt sich die Frage nach der Notwendigkeit (bzw. sollte dieser Begriff jedenfalls definiert werden).

Zu § 6 Abs. 4:

Hinsichtlich der Anerkennung der österreichischen Gebärdensprache als eigenständige Sprache müsste auch für den Verwaltungsbereich eine entsprechende Vorsorge getroffen werden. Dies würde auf Grund der Verpflichtung zur Kostenübernahme im Falle der Einbindung von Gebärdendolmetschern zu einem zusätzlichen finanziellen Mehraufwand führen.

Zu § 9 Abs. 3 Ziffer 5:

Die vorliegende demonstrative Aufzählung scheint auf Grund der besonderen Erwähnung von „diversen Automaten“ missverständlich. Es sollte für alle Angebote, die einer breiten Öffentlichkeit zur Verfügung stehen, Geltung finden.

Zu § 9 Abs. 4 und 5:

Die verwendeten Begriffe wie „unverhältnismäßige Belastungen“, „zumutbare Maßnahmen“, „maßgebliche Verbesserungen“ lassen auf Grund ihrer Unbestimmtheit für die betroffenen Personen keine Rechtssicherheit bei Diskriminierung zu. Diese unbestimmten Begriffe sind insbesondere im Verfahren zur Geltendmachung von Ansprüchen von besonderer Bedeutung und für einen weiten Interpretationsspielraum offen. Es wäre daher geeigneter auf messbare Größen (beispielsweise betriebswirtschaftliche Kennzahlen) zurückzugreifen.

Im Zusammenhang mit dem Verfahren sollte eine breitere Zugangsmöglichkeit geschaffen werden. Es scheint zielführender auch anderen Interessenverbänden die Antragsberechtigung zuzugestehen. Weiters sollte auch die Möglichkeit bestehen, auf Landesverbandsebene ein Verfahren in Gang zu setzen.

Zur Beilage 2:

Zu § 9 bzw. § 12:

Es ist unbedingt eine Unterscheidung zwischen bereits bestehenden und künftigen Anlagen bzw. Einrichtungen erforderlich. Die Regelung, wonach bereits bestehende Bauten bei Renovierungen und Umgestaltungen barrierefrei ausgestaltet sein müssen, bedeutet einen kaum bewältigbaren finanziellen Aufwand für die Kommunen. Abgesehen von den immensen Kosten ist dies in vielen Fällen technisch nicht möglich bzw. steht teilweise im Widerspruch zu geltenden Vorschriften (z.B. Feuerwehrauffahrtszonen, vorgeschriebene Breite des Stiegenaufganges, etc.). Es ist daher sicherzustellen, dass sich diese Regelung ausschließlich auf künftige Anlagen bezieht.

Zu § 20:

Die hier definierte Vorgabe zusätzliche Anreize für die Anstellung behinderter Menschen zu fördern ist für viele Kommunen nicht erfüllbar. Mehrere Bereiche der Stadtverwaltung (z.B. Großküchen, Raumpflegedienst, Kindergartenhilfsdienst) wären mit einer verstärkten Anzahl von behinderten Frauen nicht mehr führbar und aufrecht zu erhalten.

Abschließend darf zum vorliegenden Gesetzesentwurf noch kritisch angemerkt werden, dass die geplanten Regelungen eine sozusagen flächendeckende barrierefreie Aus- und Umgestaltung vorsehen und die Frage des tatsächlich gegebenen Bedarfes für solche zum Teil sehr kostspielige Maßnahmen in keiner Weise berücksichtigt wurde. Diese Vorgangsweise erscheint aber gerade in Zeiten, in denen sich praktisch sämtliche Gebietskörperschaften in einer schwierigen finanziellen Situation befinden, nicht vertretbar.

Mit vorzüglicher Hochachtung

Dr. Friedrich Slovak

Obersenatsrat
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